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A. Bericht des Abgeordneten Richter: 


Die Bundesregierung hat mit Drucksache 3381 
vom 5. April 1957 den Entwurf eines Gesetzes zum 
Übereinkommen Nr. 102 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation vom 28. Juni 1952 über die Min- 
destnormen der Sozialen Sicherheit dem Bundestag 
unterbreitet. 

Das Abkommen Nr. 102 der Internationalen 
Arbeitsorganisation enthält die Mindestnormen der 
Sozialen Sicherheit. 


Es behandelt 

in Teil I die Allgemeinen Bestimmungen 
der 'Sozialen Sicherheit, 

in Teil II die ärztliche Betreuung der Ver- 
sicherten, 

in Teil III die Gewährung von Krankengeld 
an die Bezugsberechtigten, 

in Teil IV die Leistungen bei Arbeitslosig- 
keit, 

in Teil V die Leistungen bei Alter, 

in Teil VI die Leistungen bei Arbeitsunfäl- 
len und Berufskrankheiten, 

in Teil VII die Familienleistungen, 

in Teil VIII die Leistungen bei Mutterschaft, 

in Teil IX die Leistungen bei Invalidität, 

in Teil X die Leistungen an Hinterbliebene. 


Die Teile XI und XII enthalten Bestimmungen 
über die Berechtigung der regelmäßig wiederkeh- 
renden Zahlungen und die Gleichbehandlung von 
Einwohnern, die nicht die Staatsangehörigkeit des 
Wohnsitzlandes besitzen, während die Teile XIII 
bis XV Allgemeine bzw. Schlußbestimmungen ent- 
halten. 

Bemerkt sei, daß die Bundesregierung in Artikel 2 
des Gesetzentwurfs vorschlägt, daß der § 596 der 


Reichsversicherungsordnung mit dem Tage außer 
Kraft tritt, an dem das Übereinkommen für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt. Der 
§ 596 hat folgenden Wortlaut: 

„ § 596 

Die Hinterbliebenen eines Ausländers, die sich 
zur Zeit des Unfalls nicht gewöhnlich im Inland 
aufhielten, haben keinen Anspruch auf die Rente 
und die Witwenbeihilfe. Die Bundesregierung kann 
dies mit Zustimmung des Bundesrates für auslän- 
dische Grenzgebiete oder für Angehörige solcher 
auswärtiger Staaten ausschließen, deren Gesetz- 
gebung eine entsprechende Fürsorge für die Hin- 
terbliebenen durch Betriebsunfall getöteter Deut- 
scher gewährleistet.“ 

Durch die Aufhebung des § 596 RVO wird ent- 
sprechend dem Artikel 68 des Übereinkommens 
die Gleichbehandlung von Einwohnern, die nicht 
die Staatsangehörigkeit des Wohnsitzlandes be- 
sitzen, erreicht. 

Gegen die Außerkraftsetzung des § 596 RVO be- 
stehen seitens des Ausschusses keine Bedenken, 
weil diese bereits in dem Unfallversicherungs- 
gesetz vom 6. Juli 1884 enthaltene Bestimmung mit 
der modernen Auffassung, daß der Anspruch auf 
Leistungen der Sozialen Sicherheit ein persönliches, 
von der Staatsangehörigkeit und dem Wohnsitz des 
Berechtigten unabhängiges Recht darstellt, kaum 
vereinbar ist und bereits gegenwärtig auf die An- 
gehörigen der 43 Länder, denen gegenüber die 
Bundesrepublik auf Grund von Übereinkommen 
der Internationalen Arbeitsorganisation oder an- 
derer zwischenstaatlicher Verträge zur Gleichbe- 
handlung verpflichtet ist, nicht mehr angewendet 
wird. Damit können die Bestimmungen des Arti- 
kels 68 als erfüllt angesehen werden. 

Es sei noch darauf verwiesen, daß die Bundes- 
regierung den Vorschlägen des Bundesrates gefolgt 
ist, 
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1. in der Einleitung nach den Worten „Der Bundes- 
tag hat“ die Worte „mit Zustimmung des Bun- 
desrates“ einzufügen, 

2. in Artikel 1 nach den Worten „Teil III Kranken- 
geld“ die Worte „Teil IV Leistungen bei Arbeits- 
losigkeit“ einzufügen. 

Die Begründung bitte ich aus der Drucksache 
3381 S. 48 und 49 entnehmen zu wollen. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat in seiner 
Sitzung am 19. Juni 1957 dem Gesetzentwurf — 


Drucksache 3381 — mit den erwähnten Ergänzun- 
gen, des Bundesrates bzw. der Bundesregierung zu- 
gestimmt. 

Ich darf das Hohe Haus bitten, dem Beschluß des 
Ausschusses für Sozialpolitik beizutreten und dem 
Gesetzentwurf in 2. und 3. Beratung seine Zustim- 
mung zu geben. 


Bonn, den 19. Juni 1957 


Richter 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 3381 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 19. Juni 1957 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 
Richter 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zum Übereinkommen Nr. 102 der 
Internationalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 1952 über die 
Mindestnormen der Sozialen Sicherheit 
- Drucksache 3381 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(28. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zum Übereinkommen 
Nr. 102 der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation vom 28. Juni 1952 über die Mindest- 
normen der Sozialen Sicherheit 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zum Übereinkommen 
Nr. 102 der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation vom 28. Juni 1952 über die Mindest- 
normen der Sozialen Sicherheit 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 


Artikel 1 


Dem in Genf ani 28. Juni 1952 von der 
Allgemeinen Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation angenommenen Überein- 
kommen über die Mindestnormen der Sozia- 
len Sicherheit wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß die Bundesrepublik Deutschland 
die in den Teilen II bis X des Übereinkom- 
mens bezeichneten Verpflichtungen für fol- 
gende Teile übernimmt: 


Dem in Genf am 28. Juni 1952 von der 
Allgemeinen Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation angenommenen Überein- 
kommen über die Mindestnormen der Sozia- 
len Sicherheit wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß die Bundesrepublik Deutschland 
die in den Teilen II bis X des Übereinkom- 
mens bezeichneten Verpflichtungen für fol- 
gende Teile übernimmt: 


Teil II 

Ärztliche Betreuung 

Teil II 

Ärztliche Betreuung 

Teil III 

Krankengeld 

Teil III 

Teil IV 

Krankengeld 

Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Teil V 

Leistungen bei Alter 

Teil V 

Leistungen bei Alter 

Teil VI 

Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten 

Teil VI 

Leistungen bei Arbeitsunfällen 
und Berufskrankheiten 

Teil VII 

Familienleistungen 

Teil VII 

Familienleistungen 
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Entwurf 

Teil VIII Leistungen bei Mutterschaft 

Teil IX Leistungen bei Invalidität 

Teil X Leistungen an Hinterbliebene. 

Das Übereinkommen wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

§ 596 der Reichs Versicherungsordnung tritt 
mit dem Tage außer Kraft, an dem das Über- 
einkommen für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft tritt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, so- 
fern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen 
gemäß seinem Artikel 79 Abs. 3 für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 

Teil VIII Leistungen bei Mutterschaft 
Teil IX Leistungen bei Invalidität 
Teil X Leistungen an Hinterbliebene. 

Das Übereinkommen wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 

Artikel 4 
unverändert 


folgt Übereinkommen in der Fassung der Drucksache 3381 


4 



